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Durch die Rentenreformen der 2000er 

Jahre wurde von dem Ziel den Lebens-

standard zu sichern abgewichen. Statt-

dessen wurde beschlossen, die Bei-

tragshöhe stabil zu halten. Die Folge: 

Seitdem steigen die Renten langsamer 

als die Löhne – und das Rentenniveau 

sinkt. Im Klartext: Rentnerinnen und 

Rentner erhalten verglichen mit den 

Durchschnittseinkommen immer weni-

ger Rente. 

Dass das Rentenniveau sinkt, war also 

eine bewusste politische Entscheidung. 

Bis heute ist das Rentenniveau um etwa 

zehn Prozent gesunken. Nach Berech-

nungen der Bundesregierung wird es bis 

2030 um weitere acht Prozent fallen – 

und wenn sich nichts ändert, wird sich 

der Sinkflug auch nach 2030 weiter fort-

setzen. Vor den Rentenreformen lag das 

Rentenniveau im Jahr 2000 bei ungefähr 

53 Prozent, heute noch bei 47,7 Prozent, 

im Jahr 2030 werden nur noch 44 Pro-

zent erwartet – es dürfte aber sogar auf 

43 Prozent sinken. 

Ein weiterer Grund für das Absenken der 

gesetzlichen Rente ist der Ausbau des 

Niedriglohnsektors. Denn wer wenig ver-

dient, zahlt auch wenig für die Rente ein. 

Altersarmut vorprogrammiert: Erheblich 

weniger Rente trotz langem Arbeitsle-

ben 

Das hat erhebliche Folgen für die gesetz-

liche Rente: Eine Köchin mit 1.943 Euro 

Monatslohn bekäme, läge das Rentenni-

veau schon bei 43 Prozent, nach 40 Ar-

beitsjahren 677 Euro Rente. Würde die 

Köchin heute nach 40 Beitragsjahren bei 

einem Rentenniveau von 47,9 Prozent in 

Rente gehen, wären es immer noch 755 

Euro. Bei 53 Prozent Rentenniveau, wie 

vor den Rentenreformen, wären es noch 

832 Euro gewesen. Für immer mehr 

Menschen ist Altersarmut so vorprogram-

miert. 

Private Vorsorge kann die Lücke nicht 

schließen 

Nach der Rentenreform 2001 sollten die 

Menschen privat vorsorgen, um die 

wachsende Rentenlücke zu schließen. 

Dafür wurde etwa die steuergeförderte 

Riester­-Rente eingeführt. Aber fünfzehn 

Jahre nach der Reform ist deutlich: Ries-

ter kann das sinkende Rentenniveau 

nicht ausgleichen. Die Produkte sind zu 

teuer, die Rendite zu gering und gerade 

Beschäftigte mit geringem Einkommen 

können sich Riester oft nicht leisten. Ein 

Beispiel: Eine alleinstehende Frau, die 

zum Mindestlohn von 8,50 Euro Vollzeit 

arbeitet, hat netto ungefähr 1.050 Euro. 

Für die Riester-­Rente müsste sie im Jahr 

über 500 Euro – also 4,3 Prozent ihres 

Nettolohns – aus der eigenen Tasche 

zahlen, um überhaupt die Riester­-Zulage 

von 154 Euro zu bekommen.  

Den Sinkflug stoppen – und zwar jetzt! 

Da der Sinkflug der gesetzlichen Rente 

eine politische Entscheidung war, kann 

die Politik den Sinkflug auch stoppen und 

umsteuern.  

Das gesetzliche Rentenniveau zu stabili-

sieren ist der erste entscheidende 

Schritt, damit das Rentensystem wieder 

(Fortsetzung auf Seite 3) 
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Verlage hebeln Arbeitnehmerrechte aus — Die Politik tut nichts 

In der Zustellung ohne Rechte 
Der Verlag der „Rheinpfalz“ trickst, damit der Betriebsrat verschwindet  
Der ver.di-Landesfachbereich Postdiens-

te, Speditionen und Logistik bemängelt 

schon lange, dass die Beschäftigten im 

Postsektor durch das Postgesetz nicht 

ausreichend geschützt werden. In einem 

Schreiben an die Bundesarbeitsministe-

rin Andrea Nahles hat der Gewerk-

schaftssekretär Sigurd Holler, an einem 

konkreten Beispiel festgemacht, wie die 

Unternehmen die Rechte der Beschäftig-

ten mit Füßen treten. 

Das Postgesetz hat das Ziel, den Wettbe-

werb im Bereich der Postdienstleistungen 

zu fördern. Dies hat dazu geführt, dass seit 

Erlass des Postgesetzes nicht nur Unter-

nehmen wie die PIN AG am Marktgesche-

hen teilnehmen, sondern vor allem auch 

Zeitungsverlage das Einsammeln und die 

Verteilung von Briefsendungen zusammen 

mit der Verteilung von Zeitungen, Anzeige-

blättchen und Prospekten übernehmen.  

Nach § 6 des Postgesetzes sind die Lizenz-

nehmer verpflichtet, die für die Arbeitneh-

mer geltenden Gesetze einzuhalten, aber 

gerade die Medienkonzerne tun sich damit 

schwer. Ein besonders eklatanter Fall in 

Rheinland-Pfalz zeigt, wie das Postgesetz 

durch ungenaue Formulierungen, durch 

außer Acht lassen der rechtlichen Schutz-

bestimmungen durch die Unternehmer 

sowie der fast unmöglichen Kontrolle der 

wenigen Schutzbestimmungen des Geset-

zes, nicht in der Lage ist Arbeitnehmer-

rechte zu schützen. 

Ein negatives Beispiel aus 

Rheinland-Pfalz 

Innerhalb der Medien Union 

GmbH wird in Rheinland-Pfalz 

die Tageszeitung „Die Rhein-

pfalz“ redaktionell hergestellt, 

gedruckt und verteilt. Für die 

Verteilung hat der Konzern eine 

eigene Verteilerorganisation 

gebildet. Federführend hier ist 

die PVG – Presse Vertriebs 

GmbH Beteiligungsgesellschaft, 

die wiederum Tochtergesell-

schaften gebildet hat, über die 

die regionale Verteilung der 

Tageszeitung und Werbeblätt-

chen vorgenommen wird.           

Mit der Liberalisierung des Post-

marktes wurde als Schwesterge-

sellschaft der PVG die Regio 

Post Pfalz GmbH & Co. KG ge-

gründet. Kommanditist ist die 

PVG. Die Regio Post Pfalz vergibt 

die Zustellaufträge für die Brief-

sendungen an die Zustellorgani-

sationen der PVG.  

Ein Betriebsrat ist bei der 

PPS nicht erwünscht 

Nun haben sich die Beschäftig-

ten einer Zustellgesellschaft 

(PPS – Presse und Post Service 

GmbH) dazu entschieden einen 

Betriebsrat zu gründen. Bereits 

in der Gründungsphase wurde 

vom Geschäftsführer mitgeteilt, 

dass die Zustellung über die 

Deutsche Post AG günstiger als 

mit den eigenen Trägern sei, was bis heute 

nicht belegt ist. 

Kurz nach der konstituierenden Sitzung 

des erstmalig gewählten Betriebsrates 

wurde vom Inter ims-

Geschäftsführer, der gleich-

zeitig Geschäftsführer der 

PVG ist mitgeteilt, dass die 

Regio Post Pfalz den Zustell-

auftrag zum 31.12.2016 

gekündigt hat. 

Durch massiven Druck vom 

ver.di-Landesfachbereich 

Rheinland-Pfalz - Saarland 

wurde die Umsetzung dieser 

Kündigung mehrmals hin-

ausgeschoben. Mittlerweile 

hat man jedoch eine neue 

Zustellungsorganisation, die 

Regio Post Kaiserslautern als Tochter-

gesellschaft der Regio Post Pfalz, gegrün-

det. Anstatt nun mit ver.di als Gewerk-

schaft und mit dem Betriebsrat über ein 

sozialverträgliche Übergangsregelung der 

Postzusteller von der Zustellorganisation 

der PVG (PPS) hin zur Regio Post Kaisers-

lautern zu verhandeln, werden die Zustel-

ler einzeln „abgeworben“ und die Zustell-

bezirke ohne Beteiligung des Betriebsrates 

an die Regio Post Kaiserslautern übertra-

gen. 

Der Betriebsrat soll zerschlagen wer-

den 

Inzwischen verstärken sich auf die Anzei-

chen, dass die gesamte Zustellorganisati-

on der PPS aufgelöst werden soll, um ein 

neues Konstrukt zu bilden. Es entsteht der 

Eindruck, dass die gesamten Aktivitäten 

nur deshalb vorgenommen werden, um 

den Betriebsrat zu zerschlagen und ge-

werkschaftliche Strukturen zu verhindern.  

Damit werden aber wesentliche Arbeitneh-

merschutzrechte unterlaufen. Dies kann 

nur deshalb gelingen, weil die Zustellung 

nicht von dem lizensierten Unter-

nehmen selbst durchgeführt 

(Fortsetzung auf Seite 3) 
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Im Rahmen der ver.di-

Aktion „FAIRversenden“ 

hat der Landesfachbe-

reich verschiedene öf-

fentliche Auftraggeber 

wie Kreisverwaltungen, 

Verbands- und Ortsge-

meinden angeschrieben 

mit der Bitte, in einem 

Gespräch mit den Ver-

antwortlichen der zu-

ständigen Behörde über 

unsere Vorstellung über 

eine faire Postzu-

stellung zu informie-

ren.  

Hintergrund ist, dass 

bei uns der Eindruck 

entstanden ist, dass 

die Medien–Union 

mit ihrer RegioPost 

als regionaler Wett-

bewerber versucht, 

betriebsrätliche und 

gewerkschaftliche Struk-

turen zu verhindern bzw. 

zu zerstören. 

Am 10. Februar empfing 

uns Achim Schmidt, 

Abteilungsleiter für Zent-

rale Aufgaben und Fi-

nanzen der Kreisverwal-

tung Kaiserslautern zu 

einem Gespräch.  

Wir haben unsere Erwar-

tung geäußert, dass bei 

einer Auftragsvergabe 

an die RegioPost auch 

die dortigen Arbeitsbe-

dingungen verstärkt 

hinterfragt werden auch 

in Bezug auf die Mög-

lichkeit Interessenvertre-

tungen zu bilden.  

Herr Schmidt bestätigte 

uns, dass dies auch im 

Interesse der Kreisver-

waltung sei und die von 

uns angeschnittenen 

Themen bei den nächs-

ten Verhandlungen mit 

berücksichtigt werden. 

Eine faire Postzustellung 
Kreisverwaltung Kaiserslautern will Arbeits-

bedingungen zum Thema machen 



solidarisch wird: mit Solidarität zwischen 

den Generationen und Solidarität zwischen 

den Stärkeren und den Schwächeren in 

unserer Gesellschaft. Die Rente muss wie-

der den Löhnen folgen und nicht hinterher-

hinken. 

Ein stabiles gesetzliches Rentenniveau ist 

die notwendige Voraussetzung für eine 

stabile, solidarische und leistungsfähige 

Altersversorgung. 

Auch in einem Drei-Säulen-Modell von ge-

setzlicher, betrieblicher und privater Alters-

versorgung ist die gesetzliche Rente für die 

Beschäftigten und späteren Rentnerinnen 

und Rentner der wesentliche Teil ihres Ein-

kommens im Alter. Außerdem ist eine gut 

finanzierte gesetzliche Rente verlässlicher 

und sicherer als jede private Vorsorge. 

Auch die betriebliche Altersversorgung mit 

„Betriebsrenten“ wird für viele Beschäftigte 

ein wichtiger Teil ihrer Altersversorgung 

sein. Doch auch die betriebliche Altersver-

sorgung muss auf einer verlässlichen ge-

setzlichen Rente mit einem stabilen Renten-

niveau aufsetzen. Denn sie kann nicht der 

Lückenbüßer für politisch gerissene Lücken 

in der gesetzlichen Rente sein – und darf 

von der Politik nicht dazu gemacht werden. 

So schaffen wir mit euch den Kurswechsel 

Lasst euch nicht weiter einreden, die ge-

setzliche Rente sei am Ende und nicht mehr 

finanzierbar. Lasst euch nicht weiter einre-

den, private Vorsorge sei die bessere Alter-

native. Denn beides ist nicht der Fall. Macht 

mit uns gemeinsam der Politik deutlich: Wir 

wollen einen Kurswechsel bei der Rente! 

Die Politik hat es in der Hand. Und damit 

haben wir es in der Hand: Vor und nach der 

Bundestagswahl 2017 müssen wir die Par-

teien daran messen, welche Konzepte sie 

für die Zukunft der Rente haben. Der DGB 

hat Vorschläge gemacht, wie sich die ge-

setzliche Rente finanzieren und der Sinkflug 

des Rentenniveaus stoppen lässt. Helft uns, 

unsere Positionen in der Öffentlichkeit, in 

Betrieben und gegenüber der Politik deut-

lich zu machen. 

Der Sinkflug der Rente lässt sich stoppen 

– und das ist finanzierbar 

Die Rentenbeiträge müssen nicht stärker 

steigen als geplant: Wenn wir die ohnehin 

vorgesehenen Beitragssteigerungen in klei-

nen, planbaren Schritten vorziehen, kann 

ab sofort das gesetzliche Rentenniveau 

gehalten werden, statt weiter zu sinken. 

Gleichzeitig müssten versicherungsfremde 

Leistungen und gesamtgesellschaftliche 

Aufgaben wie die Mütterrente aus Steuer-

mitteln statt mit ständigen Griffen in die 

Rentenkasse der Beitragszahler finanziert 

werden. 

Die Betriebsrenten sind wichtig, aber kein 

Lückenfüller 

Mehr Menschen als bisher sollten in den 

Genuss von Betriebsrenten kommen. Dafür 

müssen Tarifverträge zur betrieblichen Al-

tersversorgung leichter für allgemeinver-

bindlich erklärt werden können, so dass sie 

für alle Beschäftigten einer Branche gelten. 

Doch auch für die Betriebsrenten gilt: Sie 

müssen auf einer guten und verlässlichen 

gesetzlichen Rente aufsetzen. Sie können 

nicht der Lückenbüßer für Lücken sein, die 

die Politik in die gesetzliche Rente gerissen 

hat. 

Quelle: www.rente-muss-reichen.de 
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wird. Durch die Auftragsvergabe der Regio Post Pfalz zuerst an die 

PPS, nun bald an die Regio Post Kaiserslautern wird suggeriert, 

dass es sich dabei um eine normale unternehmerische Entschei-

dung handelt, obwohl dies alles den gesamten Konzerninteresse 

unterstellt ist.  

ver.di hat die Bundesnetzagentur gebeten, eine entsprechende 

Überprüfung vorzunehmen. Aus deren Antwort ist erkennbar, dass 

die Bundesnetzagentur nur ein Papiertiger ist, der nicht in der 

Lage oder Willens ist, tatsächlich die Einhaltung von Arbeitnehmer-

rechten zu überprüfen.  

Bundesarbeitsministerium sieht keinen Handlungsbedarf 

In seinem Schreiben an die Bundesarbeitsministerin hat Sigurd 

Holler sie aufgefordert, Schutzvorschriften zu schaffen, die obige 

Verhaltensweisen innerhalb eines Konzerns unmöglich machen. 

Dies kann z.B. durch entsprechende Ergänzungen im Umwand-

lungsgesetz erreicht werden. Möglich wäre, dass lizensierte Unter-

nehmen das Einsammeln und die Verteilung von lizensierten Pro-

dukten nur mit eigenen Beschäftigten durchführen dürfen.                       

Nur so ist gewährleistet, dass bei Veränderungen in der Unterneh-

mensstruktur Gesetze wie das Betriebsverfassungsgesetz, das 

Umwandlungsgesetz und das BGB hinsichtlich Betriebsübergang 

Anwendung finden kann. 

Die Staatssekretärin des Bundesministerium für Arbeit und Sozia-

les, Yasmin Fahimi, verweist in Ihrem Antwortschreiben im Grunde 

nur auf die unternehmerische Entscheidungsfreiheit, die durch 

das Grundgesetz geschützt sei und man deshalb den Unterneh-

men nicht vorschreiben könne wie sie ihren Betrieb zu führen ha-

ben. 

(Fortsetzung von Seite 2) Urteil des Monats 
Die Übernahme von Verwarnungsgeldern 

ist kein lohnsteuerpflichtiger Arbeitslohn  

Zahlung von Verwarnungsgeldern 

wegen Falschparkens durch Ar-

beitgeber können bei Paketzustel-

lern nicht als Arbeitslohn angese-

hen werden - Zahlungen der Ver-

warnungsgelder haben keinen 

Entlohnungscharakter.  

Das Finanzgericht Düsseldorf 

hat entschieden, dass die 

Übernahme von Verwarnungs-

geldern wegen Falschparkens 

durch einen Paketzustelldienst 

nicht zu Arbeitslohn bei den 

angestellten Fahrern führt und 

daher nicht der Lohnsteuer 

unterliegt.  

Das Unternehmen trägt die festge-

setzten Verwarnungsgelder  

Das beklagte Finanzamt be-

handelte die Übernahme der 

Verwarnungsgelder - einer 

geänderten Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs folgend 

- als lohnsteuerpflichtigen Ar-

beitslohn der Fahrer.  

Das Finanzgericht sah das 

anders:  

Der Arbeitgeber erfüllt mit den 

Zahlungen der Verwarnungsgelder 

lediglich eigene Verbindlichkei-

ten.  

Die Zahlung der Verwarnungsgel-

der erfolgt aus überwiegend eigen-

betrieblichem Interesse des Ar-

beitsgebers. 

Urteil vom 4.11.2016, Az. 1 K 

2470/14 L. 
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Region Mitte hat gewählt 
Jugend– und Auszubildendenvertretung bei der Deutschen Post AG wurde neu gewählt 

Alle zwei Jahre muss sie neu gewählt werden: 

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung 

(JAV).  

Am 25. Oktober war es wieder einmal so-

weit. Alle Jugendlichen (bis 18 Jahre alt) 

und alle Auszubildenden (bis 25 Jahre alt) 

durften ihre örtliche Jugend– und Auszubil-

dendenvertretungen wählen. Wie bereits 

bekannt, gingen bundesweit von 186 Sit-

zen 184 an ver.di — das sind 99%. 

Wahl der Vertreter/innen der GJAV 

Am 22. November wurden dann auch noch 

die Vertreter/innen für die Gesamt-

Jugend– und Auszubildendenvertretung 

(GJAV) gewählt. Dazu trafen sich die JAVn 

aller Betriebe der Deutschen Post AG aus 

der Region Mitte (Saarland, Rheinland-

Pfalz und Hessen).  

Diese sogenannte Entsendeversammlung 

zur GJAV fand dieses Jahr in Wörrstadt 

statt. Dabei wurde auch der JAV-

Vorsitzende der NL BRIEF Mainz, Berat 

Dündar, einstimmig in die GJAV gewählt. 

Wir wünschen allen gewählten viel Erfolg. 

Gefühlt wie ein Abgeordneter 
Die Mainzer ver.di-Betriebsgruppe für  

Senioren soll wieder gegründet werden 

Am 07.02.2017 konnten sich ca. 

60 Senioren wie Landtagsabgeord-

nete fühlen. Der ver.di Landesfach-

bereich hatte zu einer Landtags-

führung eingeladen. 

Mit der Einladung verbindet 

ver.di die Hoffnung, aktive Seni-

oren/innen zu finden, die die 

Mainzer Betriebsgruppe für 

Senioren/innen neu aufleben 

lassen möchten. 

Eingeladen waren Senio-

ren/innen und ehemalige Funk-

tionäre/innen der Fachbereiche 

9 (Telekommunikation, Infor-

mationstechnologie, Datenver-

arbeitung) und 10 (Postdienste, 

Speditionen und Logistik).  

Bei der Führung durch den 

Landtag konnte man auch auf 

den Sitzplätzen der Abgeordne-

ten im Plenarsaal Platz nehmen 

und sich fühlen wie ein Volkver-

treter. Außerdem gab es die 

Möglichkeit mit politischen 

Vertretern die ein oder andere 

Diskussion zu führen. 

Anschließend gab es Kaffee 

und Kuchen, 

dabei wurde 

dann auch 

über die 

N e u g r ü n -

dung der 

M a i n z e r 

B e t r i e b s -

gruppen für 

S e n i o -

r e n / i n n e n 

gesprochen. 

In diesem Gespräch hat man 

sich darüber vereinbart, dass 

man sich an Ostern erneut 

treffen möchte. 

Wer nach seinem Arbeitsleben 

noch aktiv bleiben will, ist ein-

geladen in der Betriebsgruppe 

mitzumachen.  

 

Informationen gibt es über den 

Landesfachbereich  

bei Karin Dechert,  

Telefon: 06131/9726-211  

oder per E-Mail:  

Karin.Dechert@verdi.de 

 

 

Seminarangebote 

 

 
 

Für Frauen: Flyer erstellen 
Workshop für Word-Einsteigerinnen mit Grundlagenkenntnissen der Text-

verarbeitung. 

Nach dem Besuch dieses Seminars bist Du in der Lage, einen 

einfach gefalzten Handzettel und ein Faltblatt mit Hilfe von Micro-

soft Word  für Aktionstage, für Veranstaltungen wie Betriebsver-

sammlungen, Streiks, Messen, Tagungen, Konferenzen oder für 

die Tarifrunde und andere Anlässe zu bearbeiten.  Du lernst dabei 

verschiedene Falzarten, Layouts und Gestaltungsmöglichkeiten 

mit Farben, Listen, Absätzen und Einzügen kennen. Die Bearbei-

tung von Tabellen sowie das Zusammenspiel von Text und Bild 

werden in den Grundlagen gelernt. Layout-Tipps helfen, häufige 

Fehler bei der Text- und Seitengestaltung zu vermeiden. 

Termin: 06.05. bis 07.05.2017 in Kirkel 

 

Gewerkschaften – brauchen wir sie noch? 
Im Zentrum des Seminars steht der kollegiale Austausch über aktuelle 

gewerkschafts- und gesellschaftspolitische Themen. 

Vor dem Hintergrund der Arbeit von betrieblichen Interessenvertre-

tungen und Vertrauensleuten in Betrieb und Dienststelle, ihrer 

praktischen Erfolge und Schwierigkeiten soll die aktuelle Entwick-

lung und die Zukunft der Arbeit in unserer Gesellschaft aus Sicht 

der Arbeitnehmer/-innen analysiert und diskutiert werden. 

Das Seminar soll dazu dienen, die Handlungsfähigkeit in der be-

trieblichen und örtlichen Arbeit zu verbessern. 

Termin/Ort: 06.11. bis 10.11.2017 Bildungszentrum Kirkel  

 

Nähere Informationen bei Gudrun Bachler 

ver.di-Landesbildungssekretariat Rheinland-Pfalz-Saarland 

Tel.: 06131/9726-134 

Fax: 06131/9726-256 

Mail: seminare.rlpsaar@verdi.de 
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In drei Seminaren (am 20.02., 

13.03. und 20.03.2017) sollen 

die Vertrauensleute der Be-

triebsgruppe Brief Mainz 

(Deutsche Post AG) ihre Wün-

sche für das Jahr 2017 äu-

ßern. 

Fragen wie „Wie werden die 

VL´s gewählt?“ oder „Wer kann 

in den Betriebsrat kommen?“ 

w e r d e n  i n  e i n e m 

„Brainstorming“ zu Papier ge-

bracht. Aber auch ganz prakti-

sche Themen wie z.B. die Be-

treuung durch die freigestellten 

Betriebsräte, die konkrete Um-

setzung von Betriebsvereinba-

rungen usw. sind Dinge, die die 

Vertrauensleute interessieren. 

Nach dem Sammeln der Fragen 

und Wünsche, konnten die 

Themen dann gemeinsam erör-

tert werden. Der Betriebsgrup-

penvorsitzende Harald Stein-

kopf beantwortete Fragen di-

rekt und leitete die Wünsche 

der VL´s weiter.  

Im zweiten Teil der Veranstal-

tung wurde den Teilnehmern 

aufgezeigt, was das Jahr 2017 

und auch schon das Jahr 2018 

bringen werden. Es ging hier 

unter anderem um die Themen 

VL-Wahlen, Tarifverhandlungen 

und die Betriebsratswahlen im 

Frühjahr 2018. 

Die Seminare sind eine gute 

Möglichkeit für die Vertrauens-

leute, ihre Wünsche zu äußern 

und auch zu erfahren, was für 

die Zukunft wichtig ist und wie 

sich jeder einzelne für das ge-

meinsam Ziel einsetzen kann.  

Es wurde insbesondere klar, 

wie wichtig die anstehenden 

Tarifverhandlungen sind und 

wie wichtig die Arbeit der VL´s 

vor Ort ist. 

Auch die Betriebsgruppe Lud-

wigshafen schult ihre Vertrau-

ensleute  an drei Seminarter-

minen (20.03., 03.04. und 

10.04.2017). 

Was erwartest du von ver.di —  

was erwartet ver.di von dir 
Seminare der Betriebsgruppen Brief Mainz und 

Ludwigshafen zu den Themen die im Jahre 2017 

auf die Postler zukommen 

Sich im Betriebsrat für die Kolleginnen 

und Kollegen zu engagieren ist an-

spruchsvoll – gerade dann, wenn immer 

wieder versucht wird, das Gremium zu 

spalten und das Vertrauen der Beschäftig-

ten fehlt.  

Besonders schwer hatte es der Betriebsrat 

der DHL Delivery Koblenz GmbH. So waren 

zahlreiche Konflikte innerhalb des Betriebs-

rates auszutragen, was von dritter Stelle 

g e r n e 

g e n u t z t 

w o r d e n 

ist, um 

K e i l e 

zwischen 

Betriebs-

rat und 

B e l e g -

schaft zu 

treiben. Erfolge des Betriebsrates, die mit 

viel Energie und Kraft errungen worden 

sind, wurden am Ende als Großzügigkeiten 

der Geschäftsleitung dargestellt. 

Schlussendlich sind nach und nach so viele 

Mitglieder des Betriebsrates aus ihrem Amt 

ausgeschieden, dass neu gewählt werden 

musste. Die Wahlen fanden am 

17.02.2017 statt. Von den abgegebenen 

Stimmen erhielt die Liste „ver.di“ 29 Stim-

men; die Liste „Besser werden – Bester 

bleiben“ gewann die Wahlen mit 63 Stim-

men. Somit entfallen von den insgesamt 7 

Mandaten 2 auf ver.di, 5 auf die Liste 

„Besser werden – Bester bleiben“.  

Mit dem Slogan „Besser werden — Bester 

bleiben“ lädt der Arbeitgeber zur betriebsin-

ternen Fortbildung („PeP-Experte“) um die 

Beschäftigten im Sinne des Unternehmens 

als „Anpacker“ zu qualifizieren. Als PeP-

Experte nimmt der Arbeitnehmer verschie-

dene Rollen ein, die sich gut auf die Arbeit 

des Betriebsrates beziehen lassen. 

Entsprechend ist der Betriebsrat 

„Verantwortungs-Nehmer“ für die Interes-

sen der Beschäftigten, wird zum „Lösungs-

Finder“ bei Konflikten mit dem Arbeitgeber 

und zum „Veränderungs-Gestalter“, wenn 

es um die Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen der Beschäftigten geht. 

Wir gratulieren allen gewählten Betriebsrä-

ten und bieten gerne die Zusammenarbeit 

und Unterstützung an. 

Betriebsrat musste neu gewählt werden 
ver.di bietet Zusammenarbeit und Unterstützung an 

Je schneller sich unser Ar-

beitsumfeld verändert und je 

schlechter die Arbeitsbedin-

gungen sind, desto wichtiger 

werden gewerkschaftliche 

Vertrauensleute.  

Sie sind das wichtige Bindeglied 

zwischen den Arbeitnehmern 

vor Ort und dem Betriebsrat 

sowie den ver.di-Gremien. Ver-

trauensleute werden gut infor-

miert über aktuelle Themen 

rund um das Arbeitsleben und 

geben die Informatio-

nen weiter. Gleichzei-

tig wissen sie genau, 

was im Betrieb läuft 

und stimmen sich mit 

den ver.di-Gremien und dem 

Betriebsrat ab. Damit gestalten 

sie aktiv ihre Arbeitsbedingun-

gen mit und tragen zu einer 

Verbesserung bei.  

Da das Wissen nicht vom Him-

mel fällt, bietet ver.di Seminare 

an, auf denen sich Vertrauens-

leute und Mitglieder kostenfrei 

qualifizieren können.  

D ie  ver.d i -

Vertrauensleu-

te werden alle 

vier Jahre neu 

gewählt und 

bald ist es wie-

der soweit. 

Wenn Du Mit-

glied in ver.di 

bist und selbst 

etwas dafür tun 

möchtest, dass 

es auf der Ar-

beit stimmt, 

melde Dich bei Deiner Betriebs-

gruppe oder im ver.di-Büro. 

Selbst etwas tun, damit 

es im Betrieb stimmt 
Vertrauensleute in ver.di – Bald wer-

den sie wieder gewählt 
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Ein Leben im Lastwagen 
Berufskraftfahrer: Bundestag muss das unwürdige Campieren auf Rast-

plätzen beenden  

Anlässlich der am Montag (6. März 2017) stattfindenden Anhörung im Deutschen 

Bundestag zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes fordert die Vereinte Dienst-

leistungsgewerkschaft (ver.di) die Abgeordneten zum Handeln auf: „Das unwürdi-

ge Campieren der Berufskraftfahrer auf den Rastplätzen muss beendet werden. 

Der Bundestag ist aufgefordert, hier endlich eine klare Regelung zu schaffen. 

Andere europäische Länder haben das längst gemacht“, sagte die stellvertreten-

de ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis.  

Die Lenk- und Ruhezeiten für Berufskraftfahrer sind in einer EU-Verordnung gere-

gelt. Diese unterscheidet unter anderem zwischen der regelmäßigen wöchentli-

chen Ruhezeit von 45 

Stunden und der redu-

zierten wöchentlichen 

Ruhezeit von 24 Stun-

d e n .  D i e  E U -

Verordnung regelt 

explizit, dass die redu-

zierte wöchentliche 

Ruhezeit im Fahrzeug 

verbracht werden darf, 

wenn dieses über eine 

geeignete Schlafmög-

lichkeit verfügt. Für die 

regelmäßige wöchent-

liche Ruhezeit sieht 

die EU-Verordnung diese Möglichkeit nicht vor. Frankreich und Belgien haben 

dementsprechend längst umgesetzt, dass die Berufskraftfahrer ihre regelmäßige 

wöchentliche Ruhezeit nicht in der Fahrerkabine verbringen müssen.  

Aus Sicht der Gewerkschaft besteht in Deutschland dringender Handlungsbedarf. 

ver.di fordert daher den Bundestag auf, die vom Bundesrat Ende November erar-

beitete Regelung für ein Verbot des Verbringens der wöchentlichen Ruhezeit im 

Fahrzeug in den Gesetzesentwurf zu übernehmen. 
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